
BASS 12 – 52 Nr. 21 Beurlaubung 

RdErl. d. Kultusministeriums v. 26. 3. 1980 (GABl. NW. S. 183)*  

1. Wichtige Gründe, bei denen eine Beurlaubung in Betracht kommen kann, sind z.B.:  

a) persönliche Anlässe (z.B. Erstkommunion und Konfirmation; Hochzeit, Jubiläen, Geburt, schwere Erkrankung und 
Todesfall innerhalb der Familie). Die Dauer der Beurlaubung richtet sich nach den Gegebenheiten des Einzelfalles. 
b) Teilnahme an Veranstaltungen, die für die Schüle rin oder den Schüler eine besondere Bedeutung haben , 
z.B.: 

• religiöse Veranstaltungen (z.B. Rüstzeiten, Exerzitien, Kirchentage), 

• Fortbildungsveranstaltungen der Tarifpartner (Gewerkschaften, Arbeitgeber) und ihrer Spitzenorganisationen, 
Einzelgewerkschaften, Unternehmensverbände, Kammern sowie der Fachverbände (z.B. Seminare zur 
Vorbereitung auf den Übertritt in das Arbeitsleben), 

• politische Veranstaltungen (z.B. Bildungsarbeit der Parteien oder ihnen nahestehender Organisationen), 

• kulturelle Veranstaltungen (z.B. aktive Teilnahme an künstlerischen und wissenschaftlichen Wettbewerben, 
Mitwirkung an Aufführungen eines Chores, Orchesters, einer Laienspielschar), 

• Sportveranstaltungen (z.B. aktive Teilnahme an sportlichen Wettkämpfen, Trainingslagern, Sportfesten), 

• internationale Veranstaltungen, die der Begegnung Jugendlicher dienen, 

• für ausländische Schülerinnen und Schüler Veranstaltungen aus Anlass nationaler Feiertage. 

Die Dauer der Beurlaubung soll je Schuljahr eine Woche nicht überschreiten.  

c) Auslandsaufenthalt oder Schüleraustausch  
Bei schulpflichtigen Schülerinnen und Schülern muss der Besuch einer Schule des Gastlandes sichergestellt sein.  

d) Erholungsmaßnahmen wenn das Gesundheitsamt (Schulärztin oder Schularzt) die Maßnahme aus 
gesundheitlichen Gründen für erforderlich hält.  

e) Schließung des Haushalts  
Vorübergehende, unumgänglich erforderliche Schließung des Haushalts wegen besonderer persönlicher und 
wirtschaftlicher Verhältnisse der Eltern (z.B. Krankenhausaufenthalt, staatlich geförderte 
Familienerholungsmaßnahme, Betriebsferien).  

f) Religiöse Feiertage  
Für die Beurlaubung wegen religiöser Feiertage ist Voraussetzung, dass sich das Gebot der Feiertagsheiligung als 
verbindliche Glaubensüberzeugung einer bestimmten Religionsgemeinschaft (z.B. die Sabbatheiligung für Juden und 
Sieben-Tage-Adventisten, Ramadan-, Beiran- und Opferfest des Islam) und die Zugehörigkeit der Schülerin oder des 
Schülers zu dieser Religionsgemeinschaft feststellen lassen. 
Die Beurlaubung wird von der Schulleiterin oder dem Schulleiter für die Dauer des Schulverhältnisses ausgesprochen.  

g) Fördermaßnahmen für wissenschaftliche, sportliche oder künstlerische Hochbegabungen. Eine Beurlaubung soll 
nur dann erfolgen, wenn durch eine Befreiung in einzelnen Fächern der Förderzweck nicht erreicht werden kann.  

h) Freiwilliges ökologisches Jahr  
Jugendliche und junge Erwachsene, die noch berufsschulpflichtig sind, können zur Teilnahme an einem freiwilligen 
ökologischen Jahr beurlaubt werden. Voraussetzung ist die Vorlage einer Bescheinigung der jeweils zuständigen 
oberen Landesbehörde aus der hervorgeht, dass die oder der Jugendliche bzw. junge Erwachsene zur Teilnahme an 
dem freiwilligen ökologische Jahr ausgewählt worden ist.  

2. Die Beurlaubungsanträge sind möglichst eine Woche vorher schriftlichen die Klassenlehrerin oder den 
Klassenlehrer bzw. an die Schulleitung zu richten. 
Die Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern sind bei der Beurlaubung darauf hinzuweisen, dass der versäumte 
Unterrichtsstoff nachzuholen ist. Die Schule soll die Schülerin oder den Schüler dabei unterstützen.  

 

 



3. Eine Ausnahme von dem grundsätzlichen Beurlaubungsverbot unmittelbar vor und im Anschluss an die Ferien ist 
nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes im Sinne des Absatzes 1 möglich und, wenn nachgewiesen wird, dass die 
Beurlaubung nicht den Zweck hat, die Schulferien zu verlängern.  

Insbesondere ist die Schließung des Haushaltes nicht als unumgänglich dringlich anzusehen, wenn sie nur den 
Zweck hat, preisgünstigere Urlaubstarife zu nutzen oder möglichen Verkehrsspitzen zu entgehen. 
Die Dringlichkeit der Beurlaubung muss besonders nachgewiesen werden.  

4. Bei der Beurlaubung von Schülervertreterinnen und Schülervertretern ist wie folgt zu verfahren:  

a) Vorstandssitzungen, Delegiertenkonferenzen  
Die Mitglieder des Vorstandes eines Zusammenschlusses von Schülervertretungen (Landesschülervertretung NRW, 
Schülervertretung der Privatschulen, Bezirksschülervertretungen) sind zu Sitzungen dieser Organe grundsätzlich zu 
beurlauben, wenn sie eine ordnungsgemäße Einladung vorweisen können. Das Gleiche gilt für die Teilnahme an 
Delegiertenkonferenzen auf Landes- und Bezirksebene.  

b) Veranstaltungen auf Landesebene  
Für sonstige Veranstaltungen der Zusammenschlüsse von Schülervertretungen auf Landesebene, die von der 
Bezirksregierung Düsseldorf als mittelbewirtschaftende obere Schulaufsichtsbehörde gefördert werden, können 
Schülerinnen und Schüler beurlaubt werden, wenn sie eine namentliche schriftliche Einladung vorlegen und 
schulische Gründe nicht entgegenstehen.  

Dem Einladungsschreiben ist die Bewilligungsverfügung der Bezirksregierung Düsseldorf in Ablichtung beizufügen.  

Das Gleiche gilt für sonstige Veranstaltungen, die zwar nicht aus SV-Mitteln gefördert werden, die aber von der 
Bezirksregierung Düsseldorf als zu den Aufgaben der SV gehörend anerkannt worden sind.  

Sollen Schülerinnen und Schüler von Schulen verschiedener oberer Schulaufsichtsbehörden an solchen 
Veranstaltungen teilnehmen, so trifft die Bezirksregierung Düsseldorf die Entscheidung auch im Namen der anderen 
oberen Schulaufsichtsbehörden und teilt diese den jeweiligen Aufsichtsbehörden mit.  

c) Regionale Veranstaltungen   
Unter den Voraussetzungen von b) kann eine Beurlaubung auch für sonstige Veranstaltungen von 
Zusammenschlüssen von Schülervertretungen unterhalb der Landesebene erfolgen.  

Bei Veranstaltungen, die nicht aus SV-Mitteln gefördert werden, entscheidet über die Anerkennung als SV-
Veranstaltung die jeweilige obere Schulaufsichtsbehörde. 
Das grundsätzliche Einverständnis der Erziehungsberechtigten nicht volljähriger Schülerinnen und Schüler ist zu 
unterstellen, sofern diese es nicht ausdrücklich versagt haben. 
 
* Bereinigt. Eingearbeitet: 
RdErl. v. 26. 6. 1980 (GABl. NW. S. 361); RdErl. v. 23. 10. 1984 (GABl. NW. S. 504) 
RdErl. v. 29. 6. 2002 (ABl. NRW. 1 S. 231); RdErl. v. 27. 6. 2003 (ABl. NRW. S. 232) 

 


